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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Jakob Stark (svp, TG) verlangte per Motion, dass die Führungsstruktur des Bundesrats
krisenresilienter werden soll. Die Covid-19-Pandemie habe gezeigt, dass die
Krisenführung optimiert werden könne. Die Entscheidungen der Regierung seien
teilweise einseitig «von epidemiologischen Gesichtspunkten» geleitet gewesen.
Gesundheit, Wirtschaft und Finanzen seien vernachlässigt worden. Mit einem
interdepartementalen Bundesratsausschuss und einem ausbalancierten Führungsstab
aus verschiedenen Fachkräften, der bereits in einer normalen Lage ernannt werden
müsste, könnte eine ausgeglichenere Entscheidungsgrundlage geschaffen werden,
begründete Stark seinen Vorstoss. 
Der Bundesrat erklärte, dass er eine Verbesserung der Führungsstrukturen in
Krisenzeiten ebenfalls als notwendig erachte. Er werde dies sorgfältig evaluieren, gebe
aber zu bedenken, dass es zu früh sei, bereits heute Gesetzesgrundlagen dafür zu
schaffen, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfehle. 
In der Ratsdebatte verlangte Daniel Fässler (mitte, AI) mittels Ordnungsantrag, die
Motion zusammen mit einer Motion Ettlin (mitte, OW; Mo. 21.3956), mit der gesetzliche
Grundlagen für ein Beratungsgremium im Krisenfall geschaffen werden sollen, an die
zuständige GPK zur Vorprüfung zuzuweisen. Die GPK untersuche die Bewältigung der
Corona-19-Krise detailliert und beziehe dort auch die Führungsstruktur mit ein. Er
schlage vor, den GPK-Bericht abzuwarten und die beiden Motionen noch nicht zu
beraten, um Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Dieser Vorschlag wurde von der
Kantonskammer stillschweigend angenommen. 1

MOTION
DATUM: 27.09.2021
MARC BÜHLMANN

Nachdem die GPK-SR die beiden Motionen von Erich Ettlin (mitte, OW; Mo. 21.3956)
und von Jakob Stark (svp, TG; Mo. 21.3722) eingehend beraten hatte, empfahl sie beide
zur Ablehnung. Die Idee der Vorstösse war es, die Führungsstruktur des Bundesrats
krisenresilient zu machen, indem in einem Krisenfall Gremien oder Ausschüsse
eingesetzt werden könnten, die den Bundesrat beraten und unterstützen. In der
Ratsdebatte während der Wintersession 2022 begründete Matthias Michel (fdp, ZG) die
ablehnende Position der GPK-SR: Die Anliegen seien in der Zwischenzeit überholt. Es
seien seit der Einreichung der beiden Vorstösse zahlreiche Motionen und Postulate
überwiesen und Berichte dazu verfasst worden – darunter auch spezifisch zur Frage
der Einbindung von Fachgremien in Krisenzeiten. Die Kommission habe sich zwar
überlegt, die beiden Motionen zu sistieren und das revidierte Epidemiengesetz
abzuwarten, habe aber darin keinen Mehrwert erkannt. In der Folge zog Erich Ettlin
seine Motion noch während der Debatte zurück. Die Motion von Jakob Stark wurde
ohne Abstimmung abgelehnt. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2022
MARC BÜHLMANN

Im Oktober 2022 empfahl die GPK-SR die beiden Motionen von Erich Ettlin (mitte, OW;
Mo. 21.3956) und von Jakob Stark (svp, TG; Mo. 21.3722), welche die Führungsstruktur
des Bundesrats krisenresilient machen wollten, indem in einem Krisenfall Gremien
oder Ausschüsse eingesetzt werden könnten, zur Ablehnung. In der Zwischenzeit sei
das Anliegen überholt, begründete Matthias Michel (fdp, ZG) die ablehnende Position
der GPK-SR in der Wintersession 2022. Seit der Einreichung der beiden Vorstösse seien
zahlreiche Motionen und Postulate überwiesen und Berichte dazu verfasst worden. In
der Folge zog Erich Ettlin seine Motion noch während der Debatte zurück. Die Motion
von Jakob Stark wurde ohne Abstimmung abgelehnt. 3

MOTION
DATUM: 12.12.2022
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewählten
Ständerat. Da die 2. Wahlgänge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen länger für die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Ständerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwöre vor
Gott dem Allmächtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erfüllen»), sondern das Gelübde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erfüllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Alterspräsidentin die Wintersession im Nationalrat eröffnet hatte. Die Vereidigung aller
übrigen neu gewählten Ständerätinnen und Ständeräte fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.  
Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, TI), Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjörg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp, GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adèle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gelübde ab.
Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Hälfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Ständerat gewählt worden. Sie mussten sich – da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht möglich ist – für eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das Büro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2019
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die Mehrheit der SPK-SR sprach sich ein zweites Mal dagegen aus, der
parlamentarischen Initiative ihrer Schwesterkommission Folge zu geben, mit der eine
Präzisierung von Unterlistenverbindungen angestrebt werden sollte. In der
ständerätlichen Debatte stand zwar kein Minderheitenantrag, aber ein Einzelantrag von
Jakob Stark (svp, TG) zur Diskussion, weshalb Kommissionssprecher Mathias Zopfi (gp,
GL) die Idee der Initiative ausführte. Auslöser der Diskussion seien wohl
Unterlistenverbindungen bei den Nationalratswahlen 2019 gewesen. So habe etwa die
GLP im Kanton Basel-Stadt auch deshalb einen Sitz gewonnen, weil sie sich zusammen
mit der jungen GLP, aber auch der BDP und der EVP zur Unterlistenverbindung «Mitte»
zusammengeschlossen habe. Zusätzlich habe aber auch eine Listenverbindung all dieser
vier jeweils als «Mitte» betitelten Parteien (Mitte-GLP, Mitte-BDP, Mitte-EVP, Mitte-
JGLP) mit der FDP, der CVP und der LDP bestanden. Auch in der staatsrechtlichen
Literatur sei umstritten, ob besagte Unterlistenverbindung rechtlich zulässig gewesen
sei, weil es sich hier eigentlich um «Unterlistenverbindungen zwischen verschiedenen
Gruppierungen» handle. Hier wolle die SPK-NR Klarheit schaffen und explizit
Unterlistenverbindungen nur noch zwischen «Flügeln von Parteien», aber nicht mehr
zwischen «ähnlichen Gruppierungen» zulassen, wie es heute geregelt sei. Allerdings –
und das sei der Grund für die Empfehlung der SPK-SR, der parlamentarischen Initiative
keine Folge zu geben – würde diese Regelung erstens Parteien bevorzugen und
Gruppierungen schaden, die ebenfalls bei Wahlen antreten, und zweitens würde sie
nichts zur Klärung beitragen: Weder eine «Gruppierung» noch eine «Partei» könnten
eindeutig definiert werden, so Zopfi. Jakob Stark erachtete dies als wichtige
staatspolitische Frage. Unterlistenverbindungen seien mit viel Intransparenz verbunden
und die Wählenden wüssten deshalb häufig nicht, wem sie eigentlich ihre Stimme
gäben. Mit der neuen Lösung könnte etwas mehr Transparenz geschaffen werden, weil
nur noch Unterlistenverbindungen innerhalb der gleichen Partei ermöglicht würden.
Dies könnte im Gegensatz zur geltenden Regelung einfach kontrolliert werden. Dem
widersprach Mathias Zopfi allerdings in einem weiteren Votum. Die aktuelle Regelung
erachtete er als ausreichend: Auch mit dem Begriff «Gruppierung» hätten die Kantone
die Handhabe, Entscheidungen wie in Basel-Stadt zu unterbinden. Es dürfe nicht jedes
Mal zu Gesetzesänderungen kommen, bloss weil in den Kantonen bestehende Gesetze
nicht richtig angewendet würden. Mit 32 zu 7 Stimmen (2 Enthaltungen) sprach sich die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2022
MARC BÜHLMANN
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Ratsmehrheit gegen Folgegeben aus und erledigte den Vorstoss. 5

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Thurgau kandidierten bei den Nationalratswahlen 2019 135 Personen auf 23
Listen für einen der sechs Thurgauer Nationalratssitze. Der Frauenanteil unter den
Kandidierenden betrug 43.7 Prozent, ein deutlicher Anstieg im Vergleich mit den
letzten Wahlen (33.3%). 

Die Wahlen 2015 hatten der SVP drei Sitze beschert, der SP, der FDP und der CVP je
einen. Die SVP war deswegen in diesem Jahr die gejagte Partei und es gab einige
Anzeichen dafür, dass es für sie schwierig werden könnte, all ihre Sitze zu verteidigen.
Mit Markus Hausammann trat ein bekannter Bisheriger der Volkspartei nicht mehr zu
den Nationalratswahlen an. Der Thurgauer Bauernpräsident setzte stattdessen alles auf
die Karte Ständeratswahlen, wo er aber im parteiinternen Duell gegen Jakob Stark den
kürzeren zog und nicht nominiert wurde. Ein weiteres SVP-Schwergewicht, der
ehemalige Präsident des Schweizer Bauernverbandes Hansjörg Walter, war schon
während der Legislatur aus dem Rat ausgeschieden. Für ihn war Diana Gutjahr
nachgerutscht. Da die Bauern im landwirtschaftlich geprägten Kanton Thurgau klar den
Anspruch auf mindestens einen Sitz stellen und mit Hausammann und Walter gleich
zwei Bauernvertreter nicht erneut antraten, erhöhte sich der Druck auf die SVP-
Parteileitung, die sicherstellen sollte, dass zumindest ein Landwirt gewählt wird. Am
ehesten dafür in Frage kam Landwirt und Milchbauernpräsident Daniel Vetterli.
Zusätzliches Ungemach bescherte die Mutterpartei. Die SVP Schweiz veröffentlichte
nämlich ein Plakatsujet, welches einen wurmstichigen Apfel zeigte, der die Schweiz
symbolisierte. Dies verärgerte die Thurgauer SVP, nicht zuletzt weil der Apfel im
scherzhaft «Mostindien» genannten Thurgau eine «positive Ausstrahlung habe». Der
kantonale Parteipräsident Ruedi Zbinden beschwerte sich daraufhin bei Albert Rösti,
Präsident der SVP Schweiz. Die Kantonalsektion entschied, selber keine Apfel-Plakate
aufzuhängen. Die Thurgauer SVP ging auch dieses Jahr wieder eine Listenverbindung
mit der EDU ein. Neu gesellte sich auch die FDP zu diesem Rechtsblock. Vor vier Jahren
hatte der Freisinn noch einer breiten Mitteverbindung angehört. Wie die SVP hatte
auch die FDP einen Rücktritt während der Legislatur zu verkraften: Hansjörg Brunner
hatte Hermann Hess ersetzt. Laut Medien konnte Brunner dem Wahlsonntag trotzdem
relativ entspannt entgegenblicken. In der Mitte verband sich die CVP mit der BDP und
der EVP. Die Christdemokraten wussten mit Christian Lohr, der für seine dritte
Amtszeit kandidierte, einen Sympathieträger in ihren Reihen. Von ihm angeführt strebte
die CVP, nach einer Reihe von Verlusten bei nationalen Wahlen, die Trendwende an.
Links der Mitte jagten die Grünen, angeführt von Parteipräsident Kurt Egger, der SP
einen gehörigen Schrecken ein. Bei vergangen Wahlen jeweils zuverlässige
Listenpartnerin der Sozialdemokraten, weibelten dieses Jahr einige Grüne offen für
eine Listenverbindung ausschliesslich mit der GLP. Dies hätte Grün-Grün gute Chancen
auf einen Sitz verschafft, der allerdings wohl auf die Kosten der SP gegangen wäre. Die
bisherige SP-Nationalrätin Edith Graf-Litscher war erleichtert, als sich die drei Parteien
schlussendlich auf eine gemeinsame Listenverbindung einigten. So bestand durchaus
Hoffnung auf einen zweiten Sitz für Mitte-Links. Die GLP, rund um Hoffnungsträger Ueli
Fisch, hätte diesen gerne für sich beansprucht. Fisch hatte bei den letzten
Regierungsratswahlen ein sehr gutes Resultat erzielt, war aber trotz dem Erreichen des
absoluten Mehrs schlussendlich als überzähliger Kandidat ausgeschieden.

Am Wahlsonntag eroberte die Listenverbindung von Mitte-Links tatsächlich einen
zweiten Sitz. Am meisten zu jubeln hatten die Grünen. Sie sicherten sich dank einer
Verdopplung ihres Wähleranteils auf neu 10.6 Prozent, nach einer 24-Jährigen
Durststrecke, wieder einen Sitz im Parlament. Die Grünen überflügelten die GLP (8.1%
Wähleranteil) und schlossen fast zur SP (12.6%) auf. Für die Grünen zieht
Parteipräsident Kurt Egger neu ins Parlament ein. Die GLP konnte zwar ebenfalls
zulegen (+1.9 Prozentpunkte), doch für einen Sitz reichte es nicht. Die SP hielt ihren
Wähleranteil konstant und verteidigte den Sitz von Edith Graf-Litscher letztlich
souverän. Ein ähnliches Bild zeigte sich bei der CVP (12.7%), bei denen Christian Lohr
ungefährdet die Wiederwahl schaffte. Kein anderer Kandidat der CVP erreichte auch
nur halb so viele Stimmen wie Lohr, der zudem erneut zum Panaschierkönig gekrönt
wurde. Entgegen den Erwartungen ging der Sitzgewinn der Grünen nicht auf Kosten der
SVP sondern der FDP, die eine bittere Niederlage hinnehmen musste. 11.5 Prozent
Wähleranteil (-1.5 Prozentpunkte) reichten nicht, um den Sitz von Hansjörg Brunner zu

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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halten. Die FDP, rund um Parteipräsident David H. Bon, ortete die Gründe für die
überraschende Schlappe in erster Linie bei der Klimadebatte, der Listenverbindung mit
der SVP und dem System der Listenverbindungen im Allgemeinen. Bon erkannte aber
auch Defizite seiner Partei im Wahlkampf, wo sie bei vielen Themen «zu differenziert»
argumentiert habe und dadurch eine klare Linie habe vermissen lassen. Die SVP verlor
zwar 3.2 Prozentpunkte Wähleranteil (neu 36.7%), erhielt damit aber immer noch rund
dreimal mehr Stimmen als die SP oder die CVP. Neben den bisherigen Verena Herzog
und Diana Gutjahr zog Manuel Strupler in die Grosse Kammer ein. Strupler, der sich
gegen Daniel Vetterli durchsetzen konnte, gilt zumindest als «halber Landwirt» und
versprach, die Interessen der Bauern in Bern zu vertreten. Die Zusammensetzung der
Thurgauer Delegation lautete damit neu: 3 SVP, 1 CVP, 1 SP und 1 GP. Die
Wahlbeteiligung fiel im Vergleich zu 2015 um 4.2 Prozentpunkte auf 42.4 Prozent. 6

Die spannendste Phase der Ständeratswahlen 2019 im Kanton Thurgau kam schon im
Februar. Nachdem der Bisherige Roland Eberle (SVP) ankündigte, auf eine Wiederwahl
zu verzichten, brachten sich im Lager der SVP die potentiellen Nachfolger in Stellung.
Der ehemalige Nationalrat Peter Spuhler wurde als heisser Kandidat gehandelt. Doch
Spuhler teilte nach kurzer Bedenkzeit mit, nicht für das Amt kandidieren zu wollen. So
kam es schlussendlich zum Duell zwischen zwei anderen kantonalen SVP-Grössen. Einer
der Bewerber war der Nationalrat und Präsident des Thurgauer
Landwirtschaftsverbandes Markus Hausammann, der nicht mehr für den Nationalrat
kandidierte um alles auf die Karte Ständeratswahlen zu setzen. Sein Kontrahent war
Jakob Stark, seit 2006 Regierungsrat und zuletzt Vorsteher des Departements für
Finanzen und Soziales. Am 18. Februar entschieden die Delegierten der Thurgauer SVP
mit 173 zu 103 Stimmen die Nomination von Stark. Neben Stark kandidierte die bisherige
Ständerätin Brigitte Häberli-Koller (cvp) für eine dritte Amtszeit im Stöckli. Häberli-
Koller würde bei einer Wahl voraussichtlich 2022 das Amt der Ständeratspräsidentin
übernehmen. Durch ihr grosses Engagement in der Gleichstellungspolitik gilt sie für
viele Frauen als Hoffnungsträgerin. Mitte-Links schickte drei Kandidierende ins Rennen,
namentlich SP-Kantonalpräsidentin Nina Schläfli, den kantonale Parteipräsidenten der
Grünen Kurt Egger und den Vize-Präsidenten der GLP Thurgau Ueli Fisch. Deren
Kandidaturen richteten sich primär gegen Jakob Stark. Mitte-Links hoffte darauf, Stark
zumindest in einen zweiten Wahlgang zwingen zu können. Die Wiederwahl von Häberli-
Koller galt als gesichert. Sie hatte schon 2015 am meisten Stimmen geholt. Komplettiert
wurde das Kandidatenfeld durch die parteilose Gabriela Coray. 

Der Wahlsonntag verlief ohne Überraschung. Brigitte Häberli-Koller (43'434 Stimmen)
und Jakob Stark (37'913 Stimmen) übertrafen beide deutlich das absolute Mehr von
33'427 Stimmen und wurden im ersten Wahlgang gewählt. Dahinter folgten Nina Schläfli
(16'568), Kurt Egger (14'025) und Ueli Fisch (14'002). 7

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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